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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 mit Vorschriften zur Verhütung, 
Kontrolle und Tilgung bestimmter transmissibler spongiformer Enzephalopathien
(KOM(2004)0775 – C6-0223/2004 – 2004/0270(COD))

(Verfahren der Mitentscheidung: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(KOM(2004)0775)1,

– gestützt auf Artikel 251 Absatz 2 und Artikel 152 Absatz 4 Buchstabe b des EG-Vertrags, 
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde 
(C6-0223/2004),

– gestützt auf Artikel 51 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Umweltfragen, Volksgesundheit und 
Lebensmittelsicherheit und der Stellungnahme des Ausschusses für Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung (A6-0000/2006),

– in Kenntnis der Verordnung (EG) Nr. 932/2005 zu den Übergangsmaßnahmen2,

1. billigt den Vorschlag der Kommission in der geänderten Fassung;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, diesen Vorschlag 
entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission zu übermitteln.

Vorschlag der Kommission Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
ERWÄGUNG 2

(2) Mit der Verordnung (EG) Nr. 
1128/2003 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Juni 2003 zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
999/2001 hinsichtlich der Verlängerung 
des Zeitraums, in dem 

(2) Mit der Verordnung (EG) Nr. 932/2005
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 8. Juni 2005 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 999/2001 
hinsichtlich der Verlängerung des 
Zeitraums, in dem Übergangsmaßnahmen 

  
1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
2 ABl. L 163 vom 23.6.2005, S. 1.
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Übergangsmaßnahmen gelten , wurde der 
Zeitraum für die Anwendung von 
Übergangsmaßnahmen1 gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 999/2001 bis 
spätestens 1. Juli 2005 verlängert. Es ist 
angezeigt, gewisse Änderungen an den 
dauerhaft geltenden Vorschriften dieser 
Verordnung vor Ablauf dieser Frist 
vorzunehmen.

gelten , wurde der Zeitraum für die 
Anwendung von Übergangsmaßnahmen1

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 
bis spätestens 1. Juli 2007 verlängert.

______
1 ABl. L 160 vom 28.6.2003, S. 1.

______
1 ABl. L 163 vom 23.6.2005, S. 1.

Begründung

Diese Änderung ist eine notwendige Anpassung des Kommissionsvorschlags. Die 
Verlängerung der Übergangsmaßnahmen war bereits im Juni 2005 von Parlament und Rat 
beschlossen worden. Der ursprüngliche Vorschlag wurde zu diesem Zweck in zwei Teile 
geteilt.

Änderungsantrag 2
ERWÄGUNG 3

(3) Während der Generalversammlung des 
Internationalen Tierseuchenamtes im Mai 
2003 wurde eine Entschließung 
angenommen, um die gegenwärtigen 
internationalen Kriterien zur 
Klassifizierung der Länder nach ihrem 
jeweiligen BSE-Risiko zu vereinfachen. 
Ein Vorschlag zur etwaigen Annahme soll
auf der Generalversammlung im Mai 2005 
vorgelegt werden. Die Absicht besteht 
darin, die Anzahl der Statusklassen –
vorzugsweise Schritt für Schritt – zu 
verringern. Um wiederholte Änderungen 
der Artikel der Verordnung (EG) 
Nr. 999/2001 im Zuge der Entwicklungen 
zu vermeiden, sollten Bezugnahmen auf 
einzelne Statusklassen aus den Artikeln 
dieser Verordnung in die Anhänge 
übertragen werden.

(3) Während der Generalversammlung des 
Internationalen Tierseuchenamtes im Mai 
2003 wurde eine Entschließung 
angenommen, um die gegenwärtigen 
internationalen Kriterien zur 
Klassifizierung der Länder nach ihrem 
jeweiligen BSE-Risiko zu vereinfachen. 
Ein Vorschlag zur etwaigen Annahme ist
auf der Generalversammlung im Mai 2005 
angenommen worden. Die Artikel der 
Verordnung (EG) Nr. 999/2001 müssen 
dem neuen international vereinbarten 
System der Einteilung in Statusklassen
angepasst werden.

Begründung

Dieser Änderungsantrag ist eine notwendige Anpassung nach der Annahme des neuen BSE-
Kapitels durch das OIE (Internationale Tierseuchenamt). Zum Zeitpunkt der Übermittlung 
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des Kommissionsvorschlags wurde diese erwartet, stand jedoch noch nicht fest.

Änderungsantrag 3
ERWÄGUNG 7

(7) Es muss ein harmonisiertes 
Züchtungsprogramm eingeführt werden, 
um nach TSE-Resistenz bei Schafen zu 
selektieren. Ein solches Programm wurde 
bereits als Übergangsmaßnahme durch die 
Entscheidung 2003/100/EG der 
Kommission vom 13. Februar 2003 zur 
Festlegung von Mindestanforderungen an 
die Aufstellung von Programmen zur 
Züchtung von Schafen auf Resistenz gegen 
übertragbare spongiforme 
Enzephalopathien aufgelegt. Es wird 
vorgeschlagen, in die TSE-Verordnung 
eine dauerhafte Rechtsgrundlage für das 
Züchtungsprogramm aufzunehmen.

(7) Es muss ein harmonisiertes 
Züchtungsprogramm eingeführt werden, 
um nach TSE-Resistenz bei Schafen zu 
selektieren. Ein solches Programm wurde 
bereits als Übergangsmaßnahme durch die 
Entscheidung 2003/100/EG der 
Kommission vom 13. Februar 2003 zur 
Festlegung von Mindestanforderungen an 
die Aufstellung von Programmen zur 
Züchtung von Schafen auf Resistenz gegen 
übertragbare spongiforme 
Enzephalopathien aufgelegt. Es wird 
vorgeschlagen, in die TSE-Verordnung 
eine dauerhafte Rechtsgrundlage für das 
Züchtungsprogramm aufzunehmen sowie 
die Möglichkeit vorzusehen, derartige 
Programme so zu ändern, dass sie den 
evaluierten wissenschaftlichen 
Ergebnissen und den allgemeinen Folgen 
ihrer Umsetzung Rechnung tragen.

Begründung

Die vorgeschlagenen Züchtungsprogramme sollten auf Freiwilligkeit basieren und nicht 
vorgeschrieben sein. Siehe Änderungsantrag und Begründung zum neuen Artikel 6 a.

Änderungsantrag 4
ERWÄGUNG 16

(16) Die Verordnung (EG) Nr. 999/2001 
sieht keine Vor-Ort-Kontrollen in 
Drittländern vor, anhand deren die 
Klassifizierungskriterien und die
Erfüllung der Anforderungen für die 
Ausfuhr von Tieren und tierischen 
Erzeugnissen in die Gemeinschaft 
überprüft werden könnten. In Erwartung 
der Anwendung der Verordnung 
(EG) Nr. 882/2004 sollte die Verordnung 
(EG) Nr. 999/2001 dahingehend geändert 
werden, dass derartige Kontrollen 

entfällt
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vorgesehen werden.

Begründung

Inzwischen ist die Verordnung Nr. 882/2004 verabschiedet. Diese Erwägung und die 
vorgeschlagene Änderung von Artikel 21 dieser Verordnung sollten daher entfallen.

Änderungsantrag 5
ERWÄGUNG 17

(17) Angesichts der Entwicklungen beim 
Internationalen Tierseuchenamt ist davon 
auszugehen, dass die Klassifizierung der 
Länder nach ihrem BSE-Risiko nicht vor 
dem 1. Juli 2005 abgeschlossen wird. 
Daher ist es notwendig, den Zeitraum für 
die Anwendung von 
Übergangsmaßnahmen gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 999/2001 nochmals 
zu verlängern.

entfällt

Begründung

Die Übergangsmaßnahmen wurden durch die Verordnung 932/2005 bis zum 1. Juli 2007 
bereits verlängert.

Änderungsantrag 6
ARTIKEL 1 NUMMER - 1 (neu)

Erwägung 11 a (neu) (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

(-1) Folgende Erwägung 11a ist 
einzufügen:
„(11a) In seiner Entschließung vom 28. 
Oktober 20041 hat das Europäische 
Parlament seiner Besorgnis im Hinblick 
auf die Verfütterung tierischer Proteine
an Wiederkäuer geäußert, da diese nicht 
Bestandteil der natürlichen Nahrung von 
adulten Rindern sind. Im Zuge der BSE-
Krise und der Krise aufgrund der Maul-
und Klauenseuche ist man zunehmend zu 
der Überzeugung gekommen, dass die 
menschliche und tierische Gesundheit am 
besten sichergestellt werden kann, wenn 
die Tiere so gehalten und gefüttert 
werden, wie es den speziellen Merkmalen 
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der verschiedenen Arten entspricht. 
Gemäß dem Vorsorgeprinzip und der 
natürlichen Ernährung und Lebensweise 
von Wiederkäuern ist es daher notwendig, 
das Verbot der Verfütterung tierischer
Proteine an Wiederkäuer in Formen, die 
normalerweise nicht Bestandteil ihrer 
natürlichen Nahrung sind, 
aufrechtzuerhalten. 
______________

1  ABl. C 174 E vom 14.7.2005, S. 178."

Änderungsantrag 7
ARTIKEL 1 NUMMER - 1 A (neu)

Erwägung 11 b (neu) (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

(-1a) Folgende Erwägung 11b ist 
einzufügen:
„(11b) Separatorenfleisch erhält man 
dadurch, dass das Fleisch von den 
Knochen so getrennt wird, dass die 
Muskelfaserstruktur zerstört oder 
verändert wird. Es kann Teile der 
Knochen oder des Periosteum 
(Knochenhaut) enthalten. Daher ist
Separatorenfleisch nicht mit normalem 
Fleisch zu vergleichen. Die Verwendung 
für den menschlichen Verzehr muss somit 
überprüft werden.“

Begründung

Die Versorgungslage bei Fleisch und die Preisgestaltung der Hersteller machen die 
Vermarktung von „Fleisch“, das möglicherweise Teile der Knochenhaut und Flüssigkeit 
enthält, überflüssig. Es ist anzunehmen, dass die Verbraucher diese Art von Fleisch nicht 
kaufen, wenn ihnen die Produktionsverfahren hinreichend klar sind. Die Verwendung von 
Separatorenfleisch für den menschlichen Verzehr muss daher überprüft werden. 

Änderungsantrag 8
ARTIKEL 1 NUMMER 1 BUCHSTABE B

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe n (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

n) ‚Separatorenfleisch‘: Fleisch gemäß
Anhang I Nummer 1.14 der Verordnung 
(EG) Nr. 853/2004 des Europäischen 

n) ‚Separatorenfleisch‘ oder „MSM“: Das 
Produkt, das gewonnen wird, wenn 
Fleisch nach dem Entbeinen mechanisch 
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Parlaments und des Rates. vom dem Knochen getrennt wird, 
wodurch die Muskelfaserstruktur verloren 
geht oder sich verändert.

Begründung

Die Definition sollte in der TSE-Verordnung explizit und nicht nur über einen Hinweis auf die 
Verordnung Nr. 853/2004 enthalten sein.

Änderungsantrag 9
ARTIKEL 1 NUMMER 1 BUCHSTABE B A (neu)

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe n a (neu) (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

ba) Der folgende Buchstabe na ist 
hinzuzufügen: 
„na) passive Überwachung: Testen 
sämtlicher Tiere, die mit Verdacht auf 
TSE-Infektion gemeldet werden.”

Begründung

Die Generalversammlung des OIE nahm im Mai 2005 ein neues Kapitel bezüglich BSE an, 
worin drei anstelle der früher fünf BSE-Gefahrenkategorien enthalten sind, was von der 
Kommission unterstützt wurde. Es ist deutlich, dass ein international vereinbarter BSE-Ansatz 
erforderlich ist. Daher wird empfohlen, den Vorschlag der Kommission anzunehmen und die 
TSE-Verordnung dem neuen OIE-Kodex anzupassen, der von 168 Mitgliedstaaten 
angenommen wurde. Eine solche Verringerung der Gefahrenkategorien ist jedoch nur dann 
möglich, wenn sie von umfassenden aktiven und passiven Überwachungsmaßnahmen flankiert
wird, und zwar als Bedingung für die Klassifizierung eines Landes wie als Teil des jährlichen 
Überwachungsprogramms der Mitgliedstaaten. Das ist die einzige Möglichkeit, um zu einem 
klaren Bild der BSE-Situation in einem Mitgliedstaat oder in einem Drittland zu gelangen. 
Dieser Änderungsantrag definiert den Begriff „passive Überwachung“.

Änderungsantrag 10
ARTIKEL 1 NUMMER 1 BUCHSTABE B B (neu)

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe n b (neu) (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

bb) Folgender Buchstabe nb ist 
einzufügen: 
„nb) aktive Überwachung: 
notgeschlachtete Tiere, Tiere mit 
klinischen Symptomen bei der Ante-
mortem-Inspektion, verendete Tiere, 
gesunde Schlachttiere und Tiere, die im 
Zusammenhang mit einem BSE-Fall 
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ausgemerzt wurden, um die Entwicklung 
und Verbreitung von TSE in einem Land 
oder einer Region dieses Landes 
festzustellen.“

Begründung

Siehe Begründung zu dem Änderungsantrag betreffend die Einführung des Begriffs „passive 
Überwachung“. Dieser Änderungsantrag definiert den Begriff „aktive Überwachung“, die 
auch im Nachfolgenden verwendet wird.

Änderungsantrag 11
ARTIKEL 1 NUMMER 1 A (neu)

Artikel 5 Absatz -1 (neu) (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

(1a) In Artikel 5 ist vor Ziffer 1 folgende 
Ziffer einzufügen:
„-1. Der BSE-Status von Mitgliedstaaten 
oder Drittländern oder einer ihrer 
Regionen wird durch die Einstufung in 
eine der folgenden drei Kategorien 
bestimmt:
– vernachlässigbares BSE-Risiko gemäß 
der Definition in Anhang II,
– kontrolliertes BSE-Risiko gemäß der
Definition in Anhang II,
– unbestimmtes BSE-Risiko gemäß der
Definition in Anhang II.

Begründung

Dieser Änderungsantrag listet die neuen BSE-Risikokategorien auf, wie sie von der 
Generalversammlung des OIE im Mai 2005 angenommen wurden. 

Änderungsantrag 12
ARTIKEL 1 NUMMER 1 B (neu)

Artikel 5 Absatz 1 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

(1b) Artikel 5 Absatz 1 erhält folgende 
Fassung:
„1. Der BSE-Status eines Mitgliedstaats, 
eines Drittlands oder eines ihrer Gebiete 
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(im Folgenden „Länder oder Gebiete“ 
genannt) kann nur auf der Grundlage der 
Kriterien von Anhang II Kapitel A 
festgestellt werden. Diese Kriterien 
umfassen unter anderem das Ergebnis 
einer Risikoanalyse auf der Grundlage 
aller in Anhang II Kapitel B 
beschriebenen potenziellen Faktoren des 
BSE-Auftretens und seiner weiteren 
Entwicklung, sowie umfassende aktive 
und passive Überwachungsmaßnahmen 
unter Berücksichtigung der 
Risikokategorie des Landes.
Mitgliedstaaten und Drittländer, die 
weiter auf der Liste der Drittländer 
geführt werden wollen, welche lebende 
Tiere oder die unter diese Verordnung 
fallenden Erzeugnisse in die 
Gemeinschaft ausführen wollen, müssen 
der Kommission einen Antrag auf 
Feststellung ihres BSE-Status 
unterbreiten sowie die einschlägigen 
Informationen über die in Anhang II 
Kapitel A genannten Kriterien und über 
die in Anhang II Kapitel B genannten 
möglichen Risikofaktoren und deren 
Entwicklung vorlegen.“

Begründung

Siehe Änderungsantrag zu Artikel 3.

Änderungsantrag 13
ARTIKEL 1 NUMMER 2

Artikel 5 Absatz 4 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

4. Die Mitgliedstaaten oder die Drittländer, 
die keinen Antrag gemäß Absatz 1 
Unterabsatz 2 eingereicht haben, müssen 
hinsichtlich der Verbringung von lebenden 
Tieren und tierischen Erzeugnissen aus 
ihrem Hoheitsgebiet so lange die für 
Länder mit einem hohen BSE-Risiko 
geltenden Einfuhrbestimmungen erfüllen, 
bis sie diesen Antrag eingereicht haben und 
eine endgültige Entscheidung über ihren 
BSE-Status getroffen wurde.

4. Die Mitgliedstaaten oder die Drittländer, 
die keinen Antrag gemäß Absatz 1 
Unterabsatz 2 eingereicht haben, müssen 
hinsichtlich der Verbringung von lebenden 
Tieren und tierischen Erzeugnissen aus 
ihrem Hoheitsgebiet so lange die für 
Länder mit einem unbestimmten BSE-
Risiko geltenden Einfuhrbestimmungen 
erfüllen, bis sie diesen Antrag eingereicht 
haben und eine endgültige Entscheidung 
über ihren BSE-Status getroffen wurde.
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Begründung

Dieser Änderungsantrag ist eine notwendige Änderung zum Kommissionsvorschlag vom 
Dezember 2004, der unterbreitet wurde, bevor man sich in der Generalversammlung des OIE 
im Mai 2005 auf die konkreten Inhalte der neuen BSE-Risikokategorien geeinigt hatte.

Änderungsantrag 14
ARTIKEL 1 NUMMER 3 BUCHSTABE A

Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

1. Jeder Mitgliedstaat führt nach den 
Kriterien des Anhangs III jährlich ein TSE-
Überwachungsprogramm durch. Zu diesem 
Programm gehört gegebenenfalls ein 
Screening-Verfahren unter Anwendung der 
Schnelltests.

1. Jeder Mitgliedstaat führt auf der 
Grundlage aktiver und passiver 
Überwachung nach den Kriterien des 
Anhangs III jährlich ein TSE-
Überwachungsprogramm durch. Zu diesem 
Programm gehört, sofern für die 
betreffende Tierart verfügbar, ein 
Screening-Verfahren unter Anwendung der 
Schnelltests.

Begründung

Siehe die Begründung zu den Änderungsanträgen, mit denen die Begriffe “passive 
Überwachung” und “aktive Überwachung” eingeführt werden.

Änderungsantrag 15
ARTIKEL 1 NUMMER 3 A A (neu)

Artikel 6 Absatz 1 a (neu) (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

aa) Folgender Absatz 1a ist einzufügen:
„1a. Das jährliche 
Überwachungsprogramm im Sinne von 
Absatz 1 umfasst zumindest folgende 
Subpopulationen:
a) sämtliche Rinder über 24 Monate, die 
zur Notschlachtung geschickt werden
oder bei Ante mortem-Inspektionen 
Symptome wie neurologische 
Auffälligkeiten zeigen (Notschlachtung),
b) sämtliche Rinder über 30 Monate, die 
für den menschlichen Verzehr 
geschlachtet werden,
c) sämtliche Rinder über 24 Monate, die 
normal nicht für den menschlichen 
Verzehr geschlachtet werden und in dem 
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landwirtschaftlichen Beitrieb, auf dem 
Transport oder in einem Schlachthof 
verendet sind oder getötet werden 
(verendete Tiere).
Die Mitgliedstaaten können bestimmen, 
ob in abgelegenen Gebieten mit einer 
geringen Viehdichte, in denen die 
Einsammlung toter Tiere nicht 
organisiert ist, von der Bestimmung des 
Buchstaben c abgewichen werden kann. 
Die Mitgliedstaaten, die von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen, 
unterrichten die Kommission darüber und 
unterbreiten eine Liste der betreffenden 
Gebiete zusammen mit einer Begründung 
für die Abweichung. Die Abweichung 
darf sich auf nicht mehr als 10 % der 
Rinderpopulation in einem Mitgliedstaat
beziehen.“

Begründung

Diese Änderung legt Mindestnormen für die Subpopulationen von Rindern fest, die Teil des 
jährlichen Überwachungsprogramms der Mitgliedstaaten sind. Die vorgeschlagenen 
Bestimmungen widerspiegeln das gegenwärtige BSE-Testprogramm, bieten aber die 
Möglichkeit für künftige Änderungen. Für diese Änderungen werden aber strikte Bedingungen 
festgelegt. Dieser Änderungsantrag ist Teil der verbesserten aktiven und passiven 
Überwachungsnormen, für die in der Begründung zu der Änderung zum neuen Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe n eingetreten wird.

Änderungsantrag 16
ARTIKEL 1 NUMMER 3 A B (neu)

Artikel 6 Absatz 1 b (neu) (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

ab) Folgender Absatz 1b ist einzufügen:
„1b. a) Nach Konsultation des 
zuständigen wissenschaftlichen 
Ausschusses kann das in Absatz 1a 
Buchstaben a und c festgesetzte Alter 
entsprechend dem in Artikel 24 Absatz 2 
festgelegten Verfahren auf der Grundlage 
der wissenschaftlichen Fortschritte 
festgelegt werden.
b) Auf Antrag eines Mitgliedstaats, der 
gemäß bestimmter, nach den in Artikel 24 
Absatz 2 genannten Verfahren 
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festzulegender Kriterien nachweisen 
kann, dass die epidemiologische Situation 
in dem Land sich gebessert hat, können 
die Überwachungsprogramme für den 
betreffenden Mitgliedstaat überprüft 
werden. Der betreffende Mitgliedstaat 
muss seine Fähigkeit nachweisen, die 
Zweckmäßigkeit der getroffenen 
Maßnahmen festzustellen und den Schutz 
der menschlichen und tierischen 
Gesundheit auf der Grundlage einer 
umfassenden Gefahrenanalyse zu 
gewährleisten. Der Mitgliedstaat muss 
insbesondere nachweisen,
- dass die BSE-Verbreitung deutlich 
zurückgeht oder konstant niedrig ist, was 
durch aktuelle Testergebnisse zu stützen 
ist;
- dass er zumindest sechs Jahre lang ein 
vollständiges BSE-Testprogramm 
umgesetzt und durchgeführt hat 
(gemeinschaftliche Rechtsvorschriften zur 
Rückverfolgbarkeit und Identifizierung 
lebender Tiere sowie zur BSE-
Überwachung);
- dass er wenigstens acht Jahre lang die 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften 
betreffend das Verbot der Verfütterung 
tierischer Proteine entsprechend 
Anhang IV umgesetzt und durchgeführt 
hat.“

Begründung

Siehe Begründung zum Änderungsantrag zu Artikel 6 Absatz 1a (neu).

Änderungsantrag 17
ARTIKEL 1 NUMMER 4

Artikel 6 a (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

1. Die Mitgliedstaaten führen
Züchtungsprogramme ein, um in ihren 
Schafpopulationen nach TSE-Resistenz zu 
selektieren. Diese Programme umfassen 
die Rahmenbedingungen für die 
Anerkennung von Herden als TSE-

1. Die Mitgliedstaaten können 
Züchtungsprogramme einführen, um in 
ihren Schafpopulationen nach 
TSE-Resistenz zu selektieren. Diese 
Programme umfassen die 
Rahmenbedingungen für die Anerkennung 
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resistent. von Herden als TSE-resistent und können 
auf andere Tierarten ausgedehnt werden, 
wobei wissenschaftliche Erkenntnisse zum 
Nachweis der TSE-Resistenz bestimmter 
Genotypen dieser Tierarten zugrunde 
gelegt werden.

2. Die Züchtungsprogramme gemäß 
Absatz 1 können auf andere Tierarten 
ausgedehnt werden, wobei 
wissenschaftliche Erkenntnisse zum 
Nachweis der TSE-Resistenz bestimmter 
Genotypen dieser Tierarten zugrunde 
gelegt werden.

3. Spezielle Vorschriften für die 
Programme gemäß den Absätzen 1 und 2 
dieses Artikels werden nach dem 
Verfahren des Artikels 24 Absatz 2 
erlassen. Diese Vorschriften schaffen 
einen harmonisierten Rahmen für die 
Programme gemäß den Absätzen 1 und 2 
dieses Artikels. Sie können vorsehen, dass 
bestimmte Mitgliedstaaten von den 
Anforderungen gemäß den Absätzen 1 
und 2 auf der Grundlage 
epidemiologischer Faktoren 
ausgenommen werden.

2. Spezielle Vorschriften für die 
Programme gemäß den Absätzen 1 und 2 
dieses Artikels werden nach dem 
Verfahren des Artikels 24 Absatz 2 
erlassen.

3. Die wissenschaftlichen Ergebnisse und 
die allgemeinen Folgen der 
Züchtungsprogramme werden regelmäßig 
evaluiert, und diese Programme werden 
nötigenfalls geändert.

Begründung

Der wissenschaftliche Wert der Züchtungsprogramme im Hinblick auf TSE-Resistenz ist 
fraglich. Diese Programme sollten nur auf freiwilliger Basis eingeführt werden.

Änderungsantrag 18
ARTIKEL 1 NUMMER 4 A (neu)

Artikel 7 Absatz 1 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

. (4a) Artikel 7 Absatz 1 erhält folgende 
Fassung:
„1. Die Verfütterung von tierischem 
Protein an Wiederkäuer ist verboten.“
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Begründung

Diese Änderung berücksichtigt die Tatsache, dass adulte Wiederkäuer Pflanzenfresser sind 
und überhaupt nicht mit tierischen Proteinen, die nicht Bestandteil ihrer natürlichen Nahrung 
sind, gefüttert werden sollten.

Änderungsantrag 19
ARTIKEL 1 NUMMER 5

Artikel 7 Absatz 4 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

4. Nach dem Verfahren des Artikels 24 
Absatz 2 kann beschlossen werden, das 
Inverkehrbringen oder die Ausfuhr von 
Proteinen aus Säugetiergewebe zu 
beschränken, wenn eine solche 
Beschränkung notwendig ist, um die 
Übertragung von TSE-Erregern zu 
verhindern.

4. Mitgliedstaaten oder Gebiete davon mit 
einem unbestimmten BSE-Risiko dürfen 
kein Tierfutter ausführen oder lagern, das 
für landwirtschaftliche Nutztiere bestimmt 
ist und von Säugetieren stammende 
Proteine enthält, oder mit Tierfutter, das 
für Säugetiere, ausgenommen Hunde und 
Katzen sowie Pelztiere, bestimmt ist, 
welches verarbeitete tierische Proteine 
enthält.
Drittländer oder deren Regionen mit 
einem unbestimmten BSE-Risiko dürfen 
kein Tierfutter in die Gemeinschaft 
ausführen, das für landwirtschaftliche 
Nutztiere bestimmt ist und von 
Säugetieren stammende Proteine enthält, 
oder Tierfutter, das für Säugetiere 
bestimmt ist, mit Ausnahme von Hunden, 
Katzen und Pelztieren, welches von 
Säugetieren stammende verarbeitete
Proteine enthält.
Auf Antrag eines Mitgliedstaats oder 
eines Drittlands kann gemäß dem in 
Artikel 24 Absatz 2 festgelegten Verfahren 
über Einzelausnahmen von den 
Beschränkungen dieses Artikels 
beschlossen werden. Jede Ausnahme trägt 
den ethischen Aspekten der tierischen 
Ernährung und der Viehzüchtung 
angemessen Rechnung.

Begründung

Unter Berücksichtigung des Wechsels von fünf auf drei Kategorien muss der Möglichkeit für 
die Mitgliedstaaten oder Drittländer, Tierfutter einzuführen oder auszuführen, das von 
Säugetieren stammende Proteine enthält, geändert werden, der Grundsatz muss jedoch 
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beibehalten werden, dass solches Tierfutter nicht eingeführt oder ausgeführt werden darf, 
wenn es aus einem Land oder Gebiet kommt, das zur höchsten Risikokategorie gehört. 

Änderungsantrag 20
ARTIKEL 1 NUMMER 5 A (neu)

Artikel 7 Absatz 4 a (neu) (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

(5a) In Artikel 7 ist folgender Absatz 4a 
einzufügen:
„4a. Auf der Grundlage einer positiven 
Gefahrenbewertung, die zumindest der 
Menge und der möglichen Quelle der 
Kontaminierung und der letztlichen 
Bestimmung der Sendung Rechnung 
trägt, kann beschlossen werden, ein 
Toleranzniveau für unbedeutende 
Mengen tierischer Proteine in Tierfutter 
aufgrund zufälliger Kontaminierung
einzuführen.“

Begründung

Es sollte eine Rechtsgrundlage für die Festlegung von Toleranzniveaus für zufällige 
Kreuzkontaminationen von Tierfutter mit tierischen Proteinen eingeführt werden.

Änderungsantrag 21
ARTIKEL 1 NUMMER 5 B (neu)

Artikel 7 Absatz 5 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

(5b) Artikel 7 Absatz 5 erhält folgende 
Fassung:
„5. Die Durchführungsbestimmungen für 
diesen Artikel, insbesondere die 
Bestimmungen zur Verhütung von 
Kreuzkontamination und bezüglich der 
Verfahren für Probennahmen und 
Analysen, die erforderlich sind, um die 
Einhaltung dieses Artikels zu 
überwachen, werden gemäß dem in 
Artikel 24 Absatz 2 genannten Verfahren 
festgelegt. Diese Bestimmungen beruhen 
auf einem Bericht der Kommission
betreffend Herkunft, Verarbeitung, 
Kontrolle und Rückverfolgbarkeit von 
Tierfutter tierischem Ursprungs.“
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Begründung

Änderungen an dem geltenden Verbot der Verfütterung tierischer Proteine an andere Tiere 
als Wiederkäuer müssen auf einem Bericht der Kommission beruhen, wobei insbesondere den 
bestehenden Kontrollsystemen, den Produktionsverfahren, den Rückverfolgbarkeitssystemen 
und allen in der Verordnung 1774/2002 genannten Erfordernissen Rechnung getragen wird..

Änderungsantrag 22
ARTIKEL 1 NUMMER 6

Artikel 8 Absätze 1 bis 3 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

1. Spezifizierte Risikomaterialien sind 
gemäß Anhang V dieser Verordnung und 
der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 zu 
entfernen und zu beseitigen. Ihre Einfuhr in 
die Gemeinschaft ist untersagt.

1. Spezifizierte Risikomaterialien sind 
gemäß Anhang V dieser Verordnung und 
der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 zu 
entfernen und zu beseitigen. Ihre Einfuhr in 
die Gemeinschaft ist untersagt. Die Liste 
des spezifizierten Risikomaterials gemäß 
Anhang V umfasst zumindest Hirn, 
Rückenmark, Augen und Tonsillen von 
Rindern jeden Alters und die Wirbelsäule 
von Rindern über einem gemäß dem 
Verfahren von Artikel 24 Absatz 2 
festgelegten Alter. Unter 
Berücksichtigung der verschiedenen 
Risikokategorien gemäß Artikel 5 Absatz 
-1 und der Erfordernisse von Artikel 6 
Absatz 1a und 1b Buchstabe b wird die 
Liste des spezifizierten Risikomaterials in 
Anhang V entsprechend geändert.

2. Absatz 1 gilt nicht für Gewebe von 
Tieren, die mit einem alternativen Test, der 
zu diesem besonderen Zweck nach dem 
Verfahren des Artikels 24 Absatz 2 
zugelassen und in die entsprechende Liste 
in Anhang X aufgenommen wurde, gemäß 
den Bedingungen von Anhang V mit 
negativem Ergebnis untersucht worden ist.

2. Absatz 1 gilt nicht für Gewebe von 
Tieren, die mit einem alternativen Test, der 
zu diesem besonderen Zweck nach dem 
Verfahren des Artikels 24 Absatz 2 
zugelassen und in die entsprechende Liste 
in Anhang X aufgenommen wurde, gemäß 
den Bedingungen von Anhang V mit 
negativem Ergebnis untersucht worden ist.

Mitgliedstaaten, die einen alternativen Test 
gemäß diesem Absatz zulassen, 
unterrichten davon die übrigen 
Mitgliedstaaten und die Kommission.

Mitgliedstaaten, die einen alternativen Test 
gemäß diesem Absatz zulassen, 
unterrichten davon die übrigen 
Mitgliedstaaten und die Kommission.

3. In Mitgliedstaaten oder ihren Gebieten, 
in denen spezifiziertes Risikomaterial 
gemäß Anhang V entfernt werden muss, 
ist für Rinder, Schafe oder Ziegen, deren 
Fleisch zum menschlichen Verzehr oder 
zur Verfütterung bestimmt ist, die 

3. In Mitgliedstaaten oder ihren Gebieten
mit einem kontrollierten oder 
unbestimmten BSE-Risiko, ist für Rinder, 
Schafe oder Ziegen, deren Fleisch zum 
menschlichen Verzehr oder zur 
Verfütterung bestimmt ist, die Zerstörung 
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Zerstörung von zentralem Nervengewebe 
nach dem Betäuben durch Einführung 
eines konischen Stahlstabs in die 
Schädelhöhle oder durch Gasinjektionen in 
die Schädelhöhle in Verbindung mit der 
Betäubung unzulässig.

von zentralem Nervengewebe nach dem 
Betäuben durch Einführung eines 
konischen Stahlstabs in die Schädelhöhle 
oder durch Gasinjektionen in die 
Schädelhöhle in Verbindung mit der 
Betäubung unzulässig.

Begründung

Dieser Änderungsantrag legt eine Mindestliste von spezifizierten Risikomaterial fest, das 
entfernt werden muss, bevor die Rinder in die Nahrungskette gelangen. Er enthält auch eine 
nötige Änderung zum Kommissionsvorschlag vom Dezember 2004, der unterbreitet wurde, 
bevor der konkrete Inhalt der neuen BSE-Risikokategorien in der Generalversammlung des 
Tierseuchenamtes im Mai 2005 vereinbart wurde.

Änderungsantrag 23
ARTIKEL 1 NUMMER 6 A (neu)

Artikel 8 Absatz 4 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

(6a) Artikel 8 Absatz 4 erhält folgende 
Fassung:
„4. Die in Anhang V genannten 
Altersgrenzen können angepasst werden. 
Diese Anpassungen erfolgen auf der 
Grundlage der jüngsten zuverlässigen 
wissenschaftlichen Erkenntnisse 
betreffend die statistische 
Wahrscheinlichkeit des Auftretens von 
TSE in der betreffenden Altersgruppe der 
gemeinschaftlichen Rinder-, Schaf- und 
Ziegenpopulation.“

Begründung

Siehe Begründung zum Änderungsantrag zu Artikel 8 Absätze 1 bis 3.

Änderungsantrag 24
ARTIKEL 1 NUMMER 7

Artikel 8 Absatz 5 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

5. Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 
kann nach dem Verfahren des Artikels 24 
Absatz 2 der Zeitpunkt der tatsächlichen 
Anwendung des Verfütterungsverbots 
gemäß Artikel 7 Absatz 1 oder 
gegebenenfalls in Drittländern oder ihren 

5. In speziellen Fällen können
Ausnahmen von den Absätzen 1 bis 4 nach 
dem Verfahren des Artikels 24 Absatz 2 im 
Hinblick auf den Zeitpunkt der 
tatsächlichen Anwendung des 
Verfütterungsverbots gemäß Artikel 7 
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Gebieten, in denen ein BSE-Risiko besteht, 
der Zeitpunkt der tatsächlichen 
Anwendung des Verbots der Verfütterung 
von Säugetierprotein an Wiederkäuer 
festgelegt werden, um die Verpflichtung
zur Entfernung und Beseitigung 
spezifizierten Risikomaterials auf Tiere zu 
beschränken, die vor diesem Zeitpunkt in 
den betreffenden Ländern oder Gebieten 
geboren wurden.

Absatz 1 oder gegebenenfalls in 
Drittländern oder ihren Gebieten, in denen 
ein kontrolliertes BSE-Risiko besteht, 
sowie im Hinblick auf den Zeitpunkt der 
tatsächlichen Anwendung des Verbots der 
Verfütterung von Säugetierprotein an 
Wiederkäuer festgelegt werden, um die 
individuellen Erfordernisse zur 
Entfernung und Beseitigung spezifizierten 
Risikomaterials auf Tiere zu beschränken, 
die vor diesem Zeitpunkt in den 
betreffenden Ländern oder Gebieten 
geboren wurden.

Begründung

Dieser Änderungsantrag ist eine notwendige Änderung des Kommissionsvorschlags vom 
Dezember 2004, der vorgelegt wurde, bevor der konkrete Inhalt der neuen BSE-
Risikokategorien in der Generalversammlung des Tierseuchenamts im Mai 2005 vereinbart 
wurden. Er schränkt auch den Anwendungsbereich der in diesem Absatz vorgesehenen 
Ausnahmen ein.

Änderungsantrag 25
ARTIKEL 1 NUMMER 8

Artikel 9 Absatz 2 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

2. Knochen des Kopfes und Wirbelsäulen 
von Rindern, Schafen und Ziegen aus 
Ländern oder Gebieten, in denen ein BSE-
Risiko besteht, dürfen nicht zur 
Gewinnung von Separatorenfleisch 
verwendet werden.

2. Knochen von Rindern, Schafen und 
Ziegen aus Ländern oder Gebieten mit 
einem kontrollierten oder unbestimmten 
BSE-Risiko und Knochen des Kopfes und 
Wirbelsäulen von Rindern, Schafen und 
Ziegen aus Ländern oder Gebieten, in 
denen ein vernachlässigbares BSE-Risiko 
besteht, dürfen nicht zur Gewinnung von 
Separatorenfleisch (MSM) verwendet 
werden. Bis zum 1. Juli 2009 unterbreiten 
die Mitgliedstaaten der Kommission einen 
Bericht über die Verwendung von 
Separatorenfleisch sowie das 
Produktionsverfahren für MSM auf 
ihrem Territorium. Dieser Bericht enthält 
eine Erklärung darüber, ob der 
Mitgliedstaat beabsichtigt, die Produktion 
von Separatorenfleisch fortzuführen. Die 
Kommission legt daraufhin dem 
Europäischen Parlament und dem Rat 
eine Mitteilung über die künftige 
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Notwendigkeit und die Verwendung von 
Separatorenfleisch in der Europäischen 
Union einschließlich der 
Informationspolitik für die Verbraucher, 
vor.

Begründung

Gegenwärtig ist die Verwendung von Knochen von Rindern, Schafen und Ziegen bei der 
Erzeugung von Separatorenfleisch verboten (Schutzmaßnahme im Anhang XI Nr. 3 auf der 
Grundlage der Artikel 22 und 23). Diese Maßnahme ist angemessen und muss in den 
Gesetzgebungsteil übernommen werden, da es nicht möglich ist festzustellen, von welchem 
Teil des Tieres Separatorenfleisch stammt. Generell muss genau auf die Verwendung von 
Separatorenfleisch geachtet und die Frage eingehender diskutiert werden.

Änderungsantrag 26
ARTIKEL 1 NUMMER 10 B A (neu)

Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 1 a (neu) (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

ba) Folgender Unterabsatz ist nach dem 
ersten Unterabsatz einzufügen:
„Auf Antrag eines Mitgliedstaats und auf 
der Grundlage einer positiven 
Risikobewertung, bei der insbesondere
den Kontrollmaßnahmen in dem 
betreffenden Mitgliedstaat Rechnung 
getragen wird, kann gemäß Artikel 24 
Absatz 2 beschlossen werden, die 
Verwendung von Rindern gemäß diesem 
Absatz bis zum Ende ihres produktiven 
Lebens zu gestatten.”

Begründung

Es ist wissenschaftlich nicht erwiesen, dass BSE über Milch von Rindern auf die Kälber 
übertragen werden kann. Daher sollte eine Bestimmung aufgenommen werden, die die 
Verwendung von Tieren gleicher Geburtsjahrgänge bis zum Ende ihres produktiven Lebens
gestattet, wenn bestimmte Kriterien erfüllt sind.

Änderungsantrag 27
ARTIKEL 1 NUMMER 11

Artikel 15 Absatz 3 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

3. Nach dem Verfahren des Artikels 24 
Absatz 2 können die Bestimmungen der 
Absätze 1 und 2 auf andere Tierarten 

3. Nach dem Verfahren des Artikels 24 
Absatz 2 können 
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ausgedehnt und detaillierte 
Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel erlassen werden.

- die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
auf andere Tierarten ausgedehnt und

- detaillierte Durchführungsbestimmungen 
zu diesem Artikel erlassen werden.

Änderungsantrag 28
ARTIKEL 1 NUMMER 12 BUCHSTABE B

Artikel 16 Absatz 2 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

2. Tierische Erzeugnisse aus Drittländern, 
in denen ein BSE-Risiko besteht, müssen 
von gesunden Rindern, Schafen und 
Ziegen stammen, bei denen die in Artikel 8 
Absatz 3 genannte Zerstörung von 
zentralem Nervengewebe oder Injektion 
eines Gases in die Schädelhöhle nicht 
angewandt wurde.

2. Tierische Erzeugnisse aus Drittländern, 
in denen ein kontrolliertes oder 
unbestimmtes BSE-Risiko besteht, müssen 
von gesunden Rindern, Schafen und 
Ziegen stammen, bei denen die in Artikel 8 
Absatz 3 genannte Zerstörung von 
zentralem Nervengewebe oder Injektion 
eines Gases in die Schädelhöhle nicht 
angewandt wurde.

Begründung

Dieser Änderungsantrag ist eine notwendige Änderung des Kommissionsvorschlags vom 
Dezember 2004, der vorgelegt wurde, bevor der konkrete Inhalt der neuen BSE-
Risikokategorien in der Generalversammlung des Tierseuchenamts im Mai 2005 vereinbart 
wurde.

Änderungsantrag 29
ARTIKEL 1 NUMMER 12 BUCHSTABE B

Artikel 16 Absatz 3 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

3. Weitere Bedingungen für das 
Inverkehrbringen und die Ausfuhr von 
tierischen Erzeugnissen, welche aus 
Mitgliedstaaten oder Drittländern oder 
deren Gebieten stammen, die ein hohes 
BSE-Risiko aufweisen, werden nach dem 
Verfahren des Artikels 24 Absatz 2 
festgelegt.

3. Tierische Erzeugnisse, die von Rindern 
stammendes Material enthalten und aus 
einem Mitgliedstaat, einer Region eines 
Mitgliedstaats oder einem Drittland mit 
einem unbestimmten BSE-Risiko 
stammen, dürfen nicht vermarktet 
werden, sofern sie nicht stammen von:

a) Tieren, welche acht Jahre nach dem 
Zeitpunkt geboren sind, ab dem das 
Verbot der Verfütterung von Proteinen
von Säugetieren an Wiederkäuer effektiv 
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angewandt wurde; oder
b) Tieren, welche in Herden geboren, 
aufgezogen und verblieben sind, deren 
BSE-freier Status bereits seit mindestens 
sieben Jahren bescheinigt ist.
Außerdem dürfen Erzeugnisse tierischen 
Ursprungs nicht aus einem Mitgliedstaat 
oder einem Gebiet eines Mitgliedstaats mit 
einem unbestimmten BSE-Risiko in einen 
anderen Mitgliedstaat versandt oder aus 
einem Drittland mit einem unbestimmten 
BSE-Risiko eingeführt werden. Dieses 
Verbot gilt nicht für die in Anhang VIII 
Kapitel C aufgeführten Erzeugnisse 
tierischen Ursprungs, die den 
Erfordernissen von Anhang VIII Kapitel 
C entsprechen. Sie müssen von einem 
Gesundheitszeugnis begleitet sein, das von 
einem Amtstierarzt ausgestellt wurde und 
worin bescheinigt wird, dass sie im 
Einklang mit dieser Verordnung 
hergestellt wurden.

Begründung

Die Verringerung der BSE-Risikokategorien führt zu Problemen mit den jetzigen 
Bestimmungen, In diesem Fall schlägt die Kommission vor, den geltenden Grundsatz 
(Einfuhrverbot für tierische Produkte mit von Rindern stammendem Material) durch eine weit 
allgemeinere Bestimmung zu ersetzen, worin nur auf die Einfuhrbedingungen Bezug 
genommen wird. Dies ist aufgrund der geringeren Anzahl und der dadurch weniger klar 
abgegrenzten Kategorien annehmbar. Gleichwohl muss das grundsätzliche Einfuhrverbot für 
jene Produkte aus Ländern, die in die höchste Risikokategorie fallen, zusammen mit der 
Möglichkeit, Abweichung zu erlauben, beibehalten werden.

Änderungsantrag 30
ARTIKEL 1 NUMMER 13

Artikel 21 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

(13) Artikel 21 erhält folgende Fassung: Entfällt
„Artikel 21

Gemeinschaftskontrollen
1. Sachverständige der Kommission 
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können, soweit dies für die einheitliche 
Anwendung dieser Verordnung 
erforderlich ist, in Zusammenarbeit mit 
den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten Vor-Ort-Kontrollen 
durchführen. Der Mitgliedstaat, in dessen 
Hoheitsgebiet eine Kontrolle 
durchgeführt wird, gewährt den 
Sachverständigen jede für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderliche Hilfe. Die 
Kommission unterrichtet die 
Mitgliedstaaten über das Ergebnis dieser 
Kontrollen.
Sachverständige der Kommission und der 
Mitgliedstaaten können Vor-Ort 
Kontrollen in Drittländern durchführen, 
um zu überprüfen, ob die für die Ausfuhr 
aus diesen Ländern geltenden 
Bedingungen erfüllt sind.
Die Sachverständigen der 
Mitgliedstaaten, die mit der 
Durchführung dieser Kontrollen zu 
beauftragen sind, werden von der 
Kommission auf Vorschlag der 
Mitgliedstaaten bestellt. Die Kontrollen 
werden im Auftrag der Gemeinschaft 
durchgeführt, die die entsprechenden 
Kosten übernimmt.
2. Die Gemeinschaftskontrollen 
gegenüber Drittländern erfolgen gemäß 
der Richtlinie 97/78/EG.
3. Die Durchführungsbestimmungen zu 
Absatz 1 werden nach dem Verfahren des 
Artikels 24 Absatz 2 erlassen.“

Änderungsantrag 31
ARTIKEL 1 NUMMER 14 A (neu)

Artikel 24 Absatz 1 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

(14a) Artikel 24 Absatz 1 erhält folgenden 
Wortlaut:
„1. Die Kommission wird von dem 
Ständigen Ausschuss für die 
Lebensmittelkette und Tiergesundheit 
unterstützt. Bei Fragen, die ausschließlich 
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tierzüchterische Fragen betreffen, wird 
der Ständige Tierzuchtausschuss 
konsultiert.“

Begründung

Änderungsantrag 32
ARTIKEL 1 NUMMER 14 B (neu)

Artikel 24 a (neu) (Verordnung (EG) Nr. 999/2001)

(14b) Folgender Artikel 24a ist 
einzufügen:
„Artikel 24a
Entscheidungen, die gemäß dem in 
Artikel 24 Absatz 2 genannten Verfahren, 
Artikel 5 Absatz 2, Unterabsätze 1 und 3, 
Artikel 6 Absätze 1, 1a, 1b Buchstaben a 
und b sowie Absatz 3, Artikel 7 Absätze 2, 
3, 4, 4a und 5, Artikel 8 Absätze 1, 4, 5 
und 6, Artikel 9 Absatz 1, Artikel 12 
Absatz 1 Unterabsatz 2, Artikel 13 Absatz 
1 Unterabsatz 1a und Absatz 6, sowie 
Artikel 15 Absatz 3, hingewiesen wird, 
basieren auf einer Bewertung der 
etwaigen Gefahren für die menschliche 
und tierische Gesundheit und sind unter 
Berücksichtigung der verfügbaren 
wissenschaftlichen Daten auf die 
Beibehaltung oder, sofern 
wissenschaftlich begründet, Erhöhung 
des in der Gemeinschaft gewährleisteten 
Schutzniveaus für die menschliche und 
tierische Gesundheit gerichtet.“

Begründung

Dieser Änderungsantrag soll dafür sorgen, dass wesentliche Aspekte dieser Verordnung 
ausschließlich im Rahmen des Komitologieverfahrens von der Kommission und den 
Mitgliedstaaten geändert werden können, wenn nachgewiesen wird, dass eine Verringerung 
des Schutzniveaus für die Gesundheit von Mensch und Tier ausgeschlossen wird. Im Grunde 
besagt dieser Änderungsantrag, dass bestimmte Vorschriften der Verordnung besonders 
sensibler Art sind, und er ist darauf gerichtet, den Gesetzgebungsorganen nahezulegen, sich 
nicht unangemessen zu sehr auf wirtschaftliche Aspekte zu konzentrieren.
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BEGRÜNDUNG

Der Kommissionsvorschlag vom Dezember 2004 richtete sich ursprünglich auf zwei Ziele:

1. Verlängerung der Übergangsmaßnahmen auf der Grundlage dieser Verordnung um 
weitere zwei Jahre. Die erste Verlängerung wurde vom Parlament und vom Rat 
2003 beschlossen. Die Übergangsmaßnahmen wären ansonsten am 1. Juli 2005 
ausgelaufen, ohne dass eine definitive Einteilung der Länder in Kategorien gemäß 
dieser Verordnung durch die Kommission erfolgt wäre.

2. Bestimmte Änderungen an dieser Verordnung im Hinblick auf die erwartete Annahme 
eines neuen BSE-Kapitels zum OIE-Tiergesundheitskodex (OIE - Internationales 
Tierseuchenamt, 167 Mitgliedstaaten). Dieses neue Kapitel sollte die Zahl der BSE-
Risikokategorien von fünf auf drei reduzieren.

Als Anfang 2005 die ersten Diskussionen über den Vorschlag stattfanden, war nicht 
abzusehen, ob das OIE sich letztlich auf ein neues BSE-Kapitel einigen würde. Auch war 
unklar, ob die Reduzierung der Zahl der BSE-Risikokategorien von der Annahme eines neuen 
Kapitels bezüglich der Kontrolle des OIE-Kodex flankiert sein würde, der strikte und 
kohärente aktive und passive Überwachungsmaßnahmen vorsieht, um ein klares Bild über die 
TSE-Lage in einem Mitgliedstaat oder Drittland zu erhalten. 

Ihre Berichterstatterin schlug vor, den Vorschlag so aufzuteilen, dass die notwendige 
Verlängerung der Übergangsmaßnahmen im Juli 2005 im Rahmen eines Einvernehmens in 
erster Lesung mit dem Rat angenommen werden könnte. Der Rest des Vorschlags wurde in 
erster Lesung vom Parlament weiterhin diskutiert, um eine eingehende Diskussion über 
mögliche Änderungen zu ermöglichen. Um diese Diskussion zu erleichtern, ersuchte Ihre
Berichterstatterin die Kommission, ihre Standpunkte und Erwartungen im Hinblick auf die 
künftige Bekämpfung von TSE/BSE darzulegen. Der Grund dafür war, dass eine große Zahl 
von Änderungen an der TSE-Verordnung in den letzten Jahren über Komitologiebeschlüsse 
vorgenommen wurden, was zu einem Flickenteppich an Maßnahmen führte, aus dem kein 
klares Bild der allgemeinen Strategie im Hinblick auf diese wichtige Frage hervorging.

Die Kommission folgte diesem Vorschlag und legte im Juli 2005 einen Plan für die künftige 
Bekämpfung von TSE vor. Dieser umfassende Text erhielt viel Lob von allen Beteiligten, 
sowie vom Parlament und vom Rat und zeigt deutlich auf, was die Kommission in den 
kommenden Jahren im Hinblick auf TSE zu unternehmen gedenkt. Der Plan, der nicht 
notwendigerweise mit den Fragen identisch ist, die im Kommissionsvorschlag zur Änderung 
dieser Verordnung behandelt wurde, bildete zugleich die Grundlage für Gespräche in einem 
Rundtischgespräch über BSE/TSE, das am 22. und 23. September 2005 von Ihrer
Berichterstatterin im Europäischen Parlament veranstaltet wurde und woran sämtliche 
leitenden Veterinärinspekteure aus den 25 Mitgliedstaaten, sowie die Generalsekretariate von 
Kommission und Rat teilnahmen. Der Plan wurde auch in einer Sitzung der Beteiligten in der 
Kommission im November 2005 vorgelegt und bei dieser Gelegenheit mit der 
Berichterstatterin besprochen. Es folgte eine Vielzahl weiterer Gespräche mit dem britischen 
und dem österreichischen Ratsvorsitz, mit Wissenschaftlern und Personen aus der Praxis, 
wobei sich ein klares Bild über vernünftige und notwendige Änderungen ergab.
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Ihre Berichterstatterin ist mit einer Reihe von Änderungen an dem Vorschlag einverstanden. 
Insbesondere ist die wichtigste Frage, die Verringerung der BSE-Risikokategorien, 
annehmbar, da ein international vereinbartes Programm für BSE/TSE-Maßnahmen nötig ist 
und nach jahrelangen Diskussionen auf OIE-Ebene erreicht werden konnte. Dies wird es 
künftig ermöglichen, ein Bild der TSE-Verbreitung in Ländern zu erhalten, für die 
gegenwärtig keine Daten verfügbar sind. Die Änderungen führen natürlich zu einer 
wesentlich undeutlicheren Abgrenzung der Kategorien; daher müssen die wichtigsten 
Bestimmungen der Verordnung genau abgesteckt sein, um einen bestimmten Standard zu 
sichern. Dies gilt beispielsweise für Maßnahmen zur aktiven und passiven BSE-Überwachung 
und für Mindestnormen im Hinblick auf die Liste spezifizierten Risikomaterials.

Nachfolgend die wichtigsten Punkte, die in den Änderungen zur Sprache kommen:

1. Anpassung des Legislativtextes an das neue BSE-Kapitel des Tiergesundheitskodex des 
OIE vom Mai 2005.

2. Festsetzung strikter passiver und aktiver Überwachungsnormen in den Artikeln der 
Verordnung, um dafür sorgen, dass die Reduzierung der Kategorien nicht zu weniger oder 
ungenauen Information über die epidemiologische Situation in einem Land führt. Dies ist 
ein sehr wichtiger Punkt, da die Verbraucher nur dann angemessen geschützt werden 
können, wenn zuverlässige Daten über die tatsächliche Lage in den einzelnen Ländern und 
Regionen vorliegen. Es wird eine Bestimmung vorgeschlagen, die es den Mitgliedstaaten 
mit sehr positiven Zahlen im Hinblick auf TSE-Verbreitung gestattet, ein flexibleres 
Testprogramm anzuwenden, wenn dies höchsten wissenschaftlichen Normen entspricht.

3. Die Überzeugung, dass der Respekt vor den natürlichen Lebens- und 
Ernähungsgewohnheiten landwirtschaftlicher Nutztiere von grundlegender Bedeutung für 
den Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier ist, ist sowohl bei Gesetzgebern wie 
Verbrauchern verbreitet. Die TSE-Verordnung muss dies deutlich widerspiegeln, da die 
BSE-Krise in hohem Maße zu diesem neuen Ansatz beiträgt. 
Es muss eine Bestimmung aufgenommen werden, die es der Kommission erlaubt, 
nötigenfalls Toleranzniveaus für das Vorhandensein minimaler Quellen tierischer Proteine
im Tierfutter aufgrund zufälliger Kontaminierung festzulegen.

4. Festsetzung einer Mindestliste von spezifiziertem Risikomaterial (SRM). Die Beseitigung 
von SRM ist eine der wichtigsten und wirksamsten Maßnahmen gegen TSE. Positive 
Zahlen im Hinblick auf TSE/BSE-Verbreitung machen Änderungen an der Liste des 
spezifizierten Risikomaterials auf der Grundlage wissenschaftlicher Fortschritte 
erforderlich. Die Liste darf daher nicht statisch sein. In der Zukunft werden Änderungen,
wie etwa die letzte Anhebung des Alters, ab dem Wirbelsäulen entfernt werden müssen, 
erforderlich.

5. Änderungen im Hinblick auf die Ausmerzung von Tieren gegenüber der jetzigen Lage. In 
vielen Gesprächen wurde deutlich, dass ein striktes Ausmerzen von Tieren gleicher 
Geburtsjahrgänge nicht immer berechtigt ist. Solange gewährleistet ist, dass diese Tiere 
nicht in die Nahrungsmittelkette kommen, bietet die Bestimmung von Artikel 13 die 
Möglichkeit, diese jahrgangsgleichen Tiere bis zum Ende ihres produktiven Lebens zu 
verwenden.
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6. Das Spektrum der Komitologiebefugnisse, die aufgrund dieser Verordnung eingeräumt
werden, war bereits ein wichtiger Diskussionspunkt bei den Verhandlungen, die beim 
Erlass der Verordnung im Jahr 2000/2001 zwischen den Organen stattfanden. Seit dem 
hat die Kommission mit den Mitgliedstaaten Stück für Stück eine komplette Liste von 
Änderungen beschlossen, oft ohne dass das Parlament Gelegenheit hatte, diese 
Änderungen angemessen zu prüfen. Da Komitologiebeschlüsse oft wichtige politische 
Folgen haben, werden in einem neuen Artikel 24a die naheliegendsten 
Komitologiebefugnisse im Hinblick auf die Verordnung aufgelistet und die 
gesetzgebenden Organe verpflichtet, eingehend darzulegen, dass das Schutzniveau für die 
Gesundheit von Mensch und Tier unter keinen Umständen gesenkt werden darf, wenn 
künftige Änderungen vorgeschlagen werden. 


